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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Beschluß 

in dem Rechtsstreit 
 

 

 

Az:   B 11 AL 209/98 B 
 
 
 
.................................................................................................................................., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozeßbevollmächtigte: ......................................................................, 
 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesanstalt für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. Mai 1999 durch den  

Vorsitzenden Richter   S a t t l e r   sowie die Richter   L ü d t k e   und  

V o e l z k e   beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Bayerischen Landessozialgerichts vom 14. Mai 1998 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger begehrt höheres Arbeitslosengeld (Alg) nach der der Lohnsteuerklasse III ent-

sprechenden Leistungsgruppe C. Er ist der Auffassung, § 113 Abs 2 Satz 2 Arbeitsförde-

rungsgesetz (AFG) sei in der Weise auszulegen, daß auch ein zum 1. Januar erfolgter 

Lohnsteuerklassenwechsel berücksichtigt werden müsse. Die Klage ist in den Vorinstan-

zen mit Hinweis auf die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfolglos ge-

blieben. Das Landessozialgericht (LSG) hat die Revision nicht zugelassen. 

 

Mit der Nichtzulassungsbeschwerde macht der Kläger den Zulassungsgrund der grund-

sätzlichen Bedeutung der Rechtssache geltend. Er meint, daß es fraglich sei, ob der 

Wortlaut des § 113 Abs 2 Satz 2 AFG unberücksichtigt bleiben dürfe und den Arbeitsäm-

tern in diesen Fällen der entsprechende Prüfungs- und Verwaltungsaufwand tatsächlich 

vom Gesetzgeber habe erspart werden sollen, auch wenn dies zu objektiven Ungleichbe-

handlungen und familienrechtlichen Benachteiligungen einzelner Fälle führe. Die Ent-

scheidung dieser Rechtsfrage habe auch eine über den Einzelfall hinausgehende grund-

sätzliche Bedeutung, da sie mit Sicherheit bis zur Einführung des § 137 Sozialgesetzbuch 

- Drittes Buch: Arbeitsförderung - (SGB III) einen größeren Personenkreis betroffen habe. 

Insgesamt sei in der vorliegenden Entscheidung des LSG und auch in den bisherigen 

Entscheidungen des BSG die Problematik einer Ungleichbehandlung und familienrechtli-

chen Benachteiligung nicht gesehen worden, so daß die gesamte bisherige Auslegung 

unrichtig sei und einen Verfassungsverstoß darstelle. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde ist nicht zulässig, denn ihre Begründung genügt nicht den Anforderungen 

des § 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Nach dieser Vorschrift ist die 

grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache in der Beschwerdebegründung darzulegen. 

Dazu ist auszuführen, daß die aufgeworfene Rechtsfrage noch nicht geklärt ist, weshalb 

ihre Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder Fortbildung des Rechts erforderlich ist 

und daß das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten läßt (BSG SozR 1500 

§ 160a Nrn 59 und 65 mwN sowie SozR 3-1500 § 160 Nr 8; BVerfG SozR 3-1500 § 160a 

Nrn 6 und 7). Die Klärungsbedürftigkeit ist insbesondere unter Berücksichtigung der 

höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums darzulegen. Diesen Anforderun-

gen genügt die Beschwerdebegründung nicht. 

 

Zu der Rechtsfrage, ob eine entsprechende Anwendung des § 113 Abs 2 Satz 2 AFG in 

Fällen geboten ist, bei denen die Eheleute zur Jahreswende auf den neuen Lohnsteuer-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 
 

karten andere Lohnsteuerklassen eintragen lassen, hat das BSG - wie auch die Be-

schwerdebegründung nicht verkennt - bereits mehrfach Stellung genommen (BSG SozR 

4100 § 113 Nrn 6 und 10; Urteil vom 1. Juni 1994 - 7 RAr 86/93 -). In der Beschwerdebe-

gründung wird nicht dargelegt, inwiefern die aufgeworfene Rechtsfrage noch oder wieder 

klärungsbedürftig sein sollte. Allerdings kann eine in der Rechtsprechung geklärte Frage 

durch die weitere Entwicklung klärungsbedürftig geworden sein. Dazu enthält die Be-

schwerdebegründung jedoch keine hinreichenden Ausführungen, denn sie übersieht, daß 

das BSG auch zu den aufgeworfenen verfassungsrechtlichen Fragen Stellung bezogen 

hat. 

 

Im übrigen läßt sich die Klärungsbedürftigkeit der aufgeworfenen Rechtsfrage auch des-

halb nicht darlegen, weil sie ausgelaufenes Recht betrifft. Insoweit hätte in der Beschwer-

debegründung dargelegt werden müssen, daß die Rechtsfrage auch unter der Geltung 

des SGB III (vgl aber § 137 Abs 4 Satz 1 Nr 2 SGB III) klärungsbedürftig ist oder eine er-

hebliche Anzahl von gleichgelagerten Fällen nach bisherigem Recht zu entscheiden ist, 

was angesichts des Außerkrafttretens des AFG allein die grundsätzliche Bedeutung 

rechtfertigen könnte (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 19). Derartige Ausführungen enthält 

die Beschwerdebegründung nicht. 

 

Da die Beschwerdebegründung den gesetzlichen Anforderungen nicht genügt, ist die Be-

schwerde in entsprechender Anwendung des § 169 AFG als unzulässig zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 Abs 1 SGG. 
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